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Einfuhrabgaben für Speiseessig 
(Gesetzentwurf zur Änderung des Deutschen 
Teil-Zolltarifs) 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

In der Bundesrepublik ist der für die Essigherstellung benötigte 
Branntwein infolge der deutschen Monopolregelung wesentlich 
teurer als in den übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. Dadurch ist mit Wegfall der Binnen- 
zölle (1. Januar 1970) ein erheblicher Wettbewerbsnachteil zu 
Lasten der deutschen Essighersteller eingetreten. 


B. Lösung 

Auf Grund einer entsprechenden Ermächtigung durch den Rat 
und die Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
soll bei der Einfuhr von Speiseessig aus Mitgliedstaaten eine 
Ausgleichsabgabe und gegenüber dritten Ländern ein über dem 
Gemeinsamen Zolltarif liegender Zoll erhoben werden. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP ein- 
gebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Deutschen 
Teil-Zolltarifs (Speiseessig) 

— Drucksache VI/429 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Freiwald 


Der Gesetzentwurf ■ — Drucksache VI/429 — wurde 
vom Bundestag in der 36. Sitzung in erster Lesung 
beraten und an den Ausschuß für Wirtschaft feder- 
führend und an den Ausschuß für Ernährung Land- 
wirtschaft und Forsten mitberatend überwiesen. Der 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat den Gesetzentwurf beraten und ihm ohne Ände- 
rung zugestimmt. 

Das Gesetz soll die deutschen Hersteller von 
Speiseessig vor Wettbewerbsverzerrungen gegen- 
über der Industrie in den übrigen Mitgliedstaaten 
schützen. Die deutschen Hersteller können den für 
die Essigherstellung benötigten Branntwein nur im 
Rahmen des deutschen Branntweinmonopols zum 
festgesetzten Abgabepreis von 207 DM je Hekto- 
liter reinem Alkohol beziehen, während die Herstel- 
ler der anderen Mitgliedstaaten den benötigten 
Branntwein erheblich preisgünstiger einkaufen kön- 
nen. Da seit dem 1. Januar 1970 in der Gemeinschaft | 
die Zollunion eingeführt ist und damit u. a. die Bin- | 
nenzollsätze weggefallen sind, würde dies die deut- | 
sehen Hersteller in ihrer Wettbewerbsfähigkeit er- I 
heblich beeinträchtigen. 

Der Rat der EG hat deshalb die Bundesrepublik 
ermächtigt, für ihre Einfuhren von Speiseessig aus 


den anderen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft vom 
1. Januar 1970 an bis zur Einführung einer gemein- 
samen Marktorganisation für dieses Erzeugnis, läng- 
stens bis zum 31. Dezember 1970, Ausgleichsabgaben 
zu erheben. Die Kommission hat diese Abgaben auf 
80 ^/ü der am 31. Dezember 1969 geltenden Binnen- 
zölle festgesetzt, um die Zollpräferenz, die am 
31. Dezember 1969 bei Einfuhren aus den Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft gegenüber Einfuhren aus 
dritten Ländern bestand, nicht zu verringern. Gleich- 
zeitig wurde die Bundesrepublik ermächtigt, für Ein- 
fuhren aus dritten Ländern weiterhin die am 31. De- 
zember 1969 geltenden Außenzölle anzuwenden. 

I Das Gesetz macht von den Ermächtigungen vollen 
, Gebrauch. Da die EWG sich Vorbehalten hat, die 
' Höhe der Abgaben je nach der wirtschaftlichen Ent- 
i Wicklung kurzfristig zu ändern, wird der Bundesmi- 
nister der Finanzen ermächtigt, die Abgabenhöhe 
entsprechend zu ändern oder die Abgaben wieder 
aufzuheben. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, den Gesetzentwurf im Interesse der 
deutschen Speiseessighersteller unverändert anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 15. April 1970 


Dr. Freiwald 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag woll beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache W429 — > 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 15. April 1970 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Kienbaum Dr. Freiwald 

Vorsitzender Berichterstatter 


unver- 


2 



